
Der Kreisbaubetrieb hatte Stallgebäude oder indivi­
duelle Hauswirtschaften errichtet. Die Bezahlung er­
folgte aus Kreditmitteln durch die Deutsche Bauern­
bank. Der Kreisbaubetrieb erteilte während der Durch­
führung der Bauarbeiten Zwischenrechnungen, deren 
sachliche Richtigkeit von der Staatlichen Bauaufsicht 
kontrolliert wurde. Der Bauherr bestätigte auf den 
Rechnungen die Zahlungsanweisung an die Deutsche 
Bauernbank, und diese überwies den Betrag an den 
Kreisbaubetrieb. Zahlungsfrist war, wie in solchen 
Fällen üblich, innerhalb 14 Tagen nach Rechnungs­
datum. Durch bürokratische Arbeitsweise wurde in 
etwa 70 Fällen die Zahlungsfrist nicht eingehalten. 
Die Schuldner weigerten sich, die Verzugszinsen zu 
zahlen mit der Begründung, daß sie dieselben nicht 
.verursacht hätten.

Die Rechtslage war, daß die Schuldner zur Zahlung 
der Verzugszinsen zu verurteilen waren und daß sie 
gegenüber der Staatlichen Bauaufsicht oder der Deut­
schen Bauembank einen Regreßanspruch geltend 
machen konnten. Dies hätte zu endlosen Streitigkeiten 
geführt. Um dies zu vermeiden, führte das Gericht eine 
Zusammenkunft herbei, an welcher je ein Vertreter 
der Deutschen Bauernbank, der Staatlichen Bauauf­
sicht, des Kreisbaubetriebes und der Staatsanwaltschaft 
teilnahmen. In dieser Besprechung wurden zwischen 
den Beteiligten Maßnahmen festgelegt, die ein künf­
tiges Entstehen von Verzugszinsen aus den bisherigen 
Gründen verhindern. Die Staatliche Plankommission 
und das Kreisbauamt erteilten dem Kreisbaubetrieb 
Entlastung. Dieser nahm die Anträge auf Erlaß der 
Zahlungsbefehle zurück. Die Schuldner wurden vom 
Ergebnis der Aussprache benachrichtigt.

In einem Ehescheidungsverfahren war der Kläger 
Vorstandsmitglied einer LPG. Er übte eine Vielzahl 
von Funktionen aus und fand für seine Familie keine 
Zeit. Bei seiner Ehefrau hatte sich hierdurch eine ab­
lehnende Haltung gegenüber der LPG und den gesell­
schaftlichen Organisationen entwickelt. Dies führte zu 
Streitigkeiten, in deren Verlauf beide Eheleute sich 
unrichtig verhielten. Zusammen mit dem Referat 
Jugendhilfe des Rates des Kreises führte das Gericht 
in der LPG eine Aussprache durch. Der Ehemann kam 
zwar zur Versammlung, wollte aber geschieden wer­
den. Die Ehefrau erschien nicht zur Versammlung, teilte 
aber mit, daß sie sich mit der Ehescheidung nicht ein­
verstanden erklärte. Nachdem sie dann doch noch an 
der Versammlung teilnahm, entwickelte sich eine rege 
Aussprache, in welcher die Mitglieder der LPG Vor­
schläge zur Änderung der Situation machten. Es kam 
zu folgender Einigung:

Dem Ehemann wurden einige Funktionen abgenom­
men; die Ehefrau tritt in die LPG ein. Der Frauen­
ausschuß und die Ortsgruppe des, DFD versprachen, 
sich um die Einbeziehung der abseits stehenden Frau 
in das gesellschaftliche Leben zu bemühen. Der Kläger 
nahm die Klage zurück.

Nach Monaten überzeugte sich das Gericht gelegent­
lich einer Fahrt durch den Ort von dem Ergebnis. Da­
bei zeigte sich, daß die Eheleute gut Zusammenleben 
und beide aktiv in der LPG mitarbeiten und am ge­
sellschaftlichen Leben im Dorf teilnehmen.

Die angeführten Beispiele zeigen, daß die Menschen 
auf dem Lande durchaus bereit und auch in der Lage 
sind, positiven Einfluß auf die Rechtsprechung aus­
zuüben und so auch in Zusammenarbeit mit dem Ge­
richt die neuen, sozialistischen Verhältnisse zu festigen.

III

Von HANS-GEORG KRAUSE, Leiter des Staatlichen Notariats Nauen

Der Übergang aller Bauern unserer Deutschen Demo­
kratischen Republik zur genossenschaftlichen Produk­
tion verpflichtet das Staatliche Notariat zur Weiterent­
wicklung des neuen Arbeitsstils*. Wir müssen dazu 
beitragen, das Bündnis der Arbeiterklasse mit der sich 
entwickelnden Klasse der Genossenschaftsbauern noch 
fester und dauerhafter zu gestalten und die neuen 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften zu 
festigen und zu fördern. Ohne die enge Zusammen­
arbeit mit den örtlichen Organen der Staatsmacht las­
sen sich diese Aufgaben nicht lösen. Einige Beispiele 
aus der Arbeit des Staatlichen Notariats im vollgenos­
senschaftlichen Kreis Nauen sollen das beweisen.

Der Rat der Gemeinde Brädikow des MTS-Bereichs 
Friesack wandte sich z. B. an uns, weil in der Genos­
senschaft wegen der Regelung von Altenteilsfragen 
Schwierigkeiten bestanden. In einer Mitgliederver­
sammlung und durch anschließende Hausbesuche zu­
sammen mit LPG-Mitgliedem und dem Bürgermeister 
konnten wir in vielen Fällen eine Klärung herbei­
führen.

In der Ständigen Kommission für Landwirtschaft 
der Gemeindevertretung von Falkensee, in deren Aktiv 
einer unserer Notare mitarbeitet, berichtete der LPG- 
Vorsitzende über Unklarheiten, die bei neuaufgenom- 
menen Mitgliedern aufgetreten waren, ohne daß die 
Kommission zu einem Beschluß kam, um der LPG bei 
der Klärung der Fragen zu helfen. Wir werteten in 
einer Dienstbesprechung diese Kommissionssitzung aus 
und gaben unserem Kollegen Hinweise, welchen Be­
schluß er anregen könnte. In einem anderen Fall er­
hielten wir von einer Festigungsbrigade aus dem MTS- 
Bereich Friesack den Hinweis, daß es in der LPG in 
Pessin Schwierigkeiten bei der Entschuldung gibt. In

diesem Dorf bestehen Altsiedlungen, deren Eigentümer 
sich wenig um die Bereinigung ihrer Grundbücher bei 
Erbfällen gekümmert haben und die z. B. auch bei 
Übergabe der Siedlung von den Eltern auf die Kinder 
keinen notariellen Vertrag abgeschlossen hatten. Durch 
den Hinweis der Brigade konnten wir alle erforder­
lichen Schritte an Ort und Stelle veranlassen und in 
mehreren Fällen die Voraussetzungen für die Gewäh­
rung eines Schulderlasses schaffen.

Ungenügend werden im Kreis noch die Fragen der 
Sicherheit und Ordnung mit der Erfüllung der Pro­
duktionsaufgaben verbunden. In vielen Gemeindever­
tretungen bestehen bzw. arbeiten noch keine Kom­
missionen für Sicherheit und Ordnung. Die Ständige 
Kommission für Innere Angelegenheiten, Volkspolizei 
und Justiz des Kreistages hat es sich zur besonderen 
Aufgabe gemacht, durch ihre anleitende Tätigkeit in 
allen Gemeinden diese Kommissionen als arbeitsfähige 
Organe der Volksvertretungen zu bilden. Das Staat­
liche Notariat benutzt daher — gemeinsam mit dem 
Kreisgericht — die Berichterstattungen vor den Ge­
meindevertretungen dazu, Beschlüsse zur Gründung 
dieser Kommissionen herbeizuführen oder die gebil­
deten Kommissionen in ihrer Tätigkeit zu unterstützen.

Zur engen Zusammenarbeit mit den örtlichen Or­
ganen gehört auch unsere Mitarbeit in den Festigungs­
brigaden. Neben der Hilfe bei der Ausarbeitung der 
individuellen Statuten und Betriebsordnungen geben 
wir Aufklärung über erbrechtliche Fragen. Wir gehen 
davon aus, daß es besser ist, wenn der Genossen­
schaftsbauer bereits zu Lebzeiten durch ein Testament 
für den Eintritt einer sinnvollen Erbfolge nach seinem 
Tode sorgt, als wenn später im Sinne des § 24 des 
LPG-Gesetzes Verhandlungen über eine Erbausein­
andersetzung geführt werden müssen. Unsere Be-
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